Notwendige Unterlagen für die Einleitung eines 


naturschutzrechtlichen Verfahrens








Gemäß § 41 (1) TNSchG wird ein naturschutzrechtliches Bewilligungsverfahren nur auf Antrag des Konsenswerbers eingeleitet, wobei nachstehende Unterlagen dem Antrag beizufügen sind:





Nachweis des Eigentums an den betroffenen Grundstücken (z.B. Grundbuchsauszug) bzw. Zustimmungserklärung der betroffenen Grundeigentümer


Ausnahme: 	Möglichkeit der Enteignung bzw. Einräumung von Zwangsrechten zugunsten des Vorhabens aufgrund bundes- oder landesrechtlicher Vorschriften





in 2-facher Ausfertigung:


Angaben über Art, Lage und Umfang des Vorhabens


Angaben, die für die Beurteilung der Zulässigkeit des Vorhabens, insbesondere hinsichtlich einer möglichen Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten, des Landschaftsbildes, des Erholungswertes und des Naturhaushaltes erforderlich sind (z.B.: Pläne, Skizzen, Beschreibungen, pflanzen- und tierkundliche Zustandserhebungen etc.)


Angaben aus denen erkennbar ist, wie Beeinträchtigungen der Interessen des Naturschutzes vermieden oder verringert werden können (z.B.: landschaftspflegerische Begleitpläne, Bepflanzungspläne etc.)





bei Beeinträchtigungen der Interessen des Naturschutzes:


Glaubhaftmachung, dass öffentliche Interessen die Interessen des Naturschutzes überwiegen





zusätzlich erforderliche Angaben für Vorhaben, die Natura 2000-Gebiete erheblich beeinträchtigen können:


Darstellung von Alternativen, einschließlich der sog. Nullvariante


Darstellung von Ausgleichsmaßnahmen
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